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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Beiträge des 
Bundes zu den Steuerverwaltungskosten der 

Länder 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage A). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes in seiner 112. Sitzung am 3. Juli 1953 nach der Anlage B 
Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der Anlage C dargelegt. 


Dr. Adenauer 
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Anlage A 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Beiträge des Bundes zu den Steuerverwaltungskosten 

der Länder 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Begrenzung 

Die Summe der jedem Land zustehenden 
Beitrage des Bundes zu den Kosten der Ver- 
waltung 

der Umsatzsteuer und der Beförderung- 
steuer (§ 9 Abs. 2 des Finanzverwaltungs- 
gesetzes vom 6. September 1950 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 448 — in der Fassung des 
Zweiten Überleitungsgesetzes vom 21. Au- 
gust 1951 — Bundesgesetzbl. I S. 774 — ), 
der Einkommensteuer, der Körperschaft- 
steuer und der Reichsfluchtsteuer (§ 34 
Abs. 2 des Finanzverwaltungsgesetzes) und 
der Lastenausgleichsabgaben (§ 204 des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 14. August 
1952 — Bundesgesetzbl. I S. 446 — ) 

wird auf ein Drittel der Kosten begrenzt, die 
das Land für die Verwaltung der Besitz- und 
Verkehrsteuern aufwendet (Steuerverwal- 
tungskosten). 


§ 2 

Steuerverwaltungskosten 

Steuerverwaltungskosten (§1) sind 

1. die fortdauernden Ausgaben des Landes 
(§ 4 der Reichshaushaltsordnung) für 

a) die Finanzämter und deren Hilfsstellen 

b) die Besitz- und Verkehrsteuerabteilung 
der Oberfinanzdirektionen 


c) die Oberfinanzkassen 

d) die Oberfinanzpräsidenten 

e) die Finanzschulen und sonstigen Aus- 
bildungseinrichtungen der Steuerver- 
waltung 

f) die Finanzgerichte, 

2. die fortdauernden persönlichen Verwal- 
tungsausgaben Bes Landes für die Steuer- 
abteilung der für die Finanzverwaltung zu- 
ständigen obersten Landesfinanzbehörden. 

§ 3 

Festsetzung und Zahlung der Beiträge 

(1) Der Bundesminister der Finanzen 
leistet monatliche Vorauszahlungen auf die 
jedem Land zustehenden Beiträge. Die Vor- 
auszahlungen sind jeweils am 15. des Monats 
für den vorangegangenen Monat zu entrich- 
ten. Die Summe der einem Lande für einen 
Monat zufließenden Vorauszahlungen darf 
3 vom Hundert der Steuerverwaltungskosten 
(§ 1) des vorangegangenen Rechnungsjahres 
nicht übersteigen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen setzt 
die endgültige Höhe der Beiträge nach Ab- 
lauf des Rechnungsjahres auf Grund des rech- 
nungsmäßigen Ergebnisses fest. Die nach Ab- 
satz 1 geleisteten Vorauszahlungen werden 
mit den Beiträgen verrechnet. Die Beiträge 
werden, soweit sie nicht vorausgezahlt sind, 
den Ländern unverzüglich überwiesen. 

(3) Die Länder sind nicht berechtigt, die 
ihnen zustehenden Vorauszahlungen (Ab- 
satz 1) und Beiträge (Absatz 2) von den ab- 
zuführenden Abgaben einzubehalten. 
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(4) Die Länder sind verpflichtet, dem Bun- 
desminister der Finanzen die zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und ihre sachliche Richtigkeit von 
der obersten Rechnungsprüfungsbehörde des 
Landes bestätigen zu lassen. 

§ 4 

Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesctzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


§ 5 

Zeitlicher Geltungsbereich 

Dieses Gesetz ist auf Beiträge des Bundes 
anzuwenden, die auf die Zeit nach dem 
30. Juni 1953 entfallen. 

§ 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Die Länder erhalten für die Verwaltungstä- 
tigkeit auf dem Gebiet der Steuern und Ab- 
gaben, die dem Bund und dem Lastenaus- 
gleichsfonds zufließen, Beiträge zu den Steu- 
erverwaltungskosten. Im einzelnen belaufen 
sich diese Beiträge 

bei der Umsatzsteuer und der Beför- 
derungsteuer (§ 9 Abs. 2 des Fi- 
nanzverwaltungsgesetzes vom 6. Sep- 
tember 1950 — Bundesgesetzbl. I 
S. 448 — in der Fassung des Zwei- 
ten Überleitungsgesetzes vom 21. 

August 1951 — Bundesgesetzbl. I 
S. 774 — auf 

2 v. H, des Aufkommens, 

bei der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer (§ 34 Abs. 2 des 
Finanzverwaltungsgesetzes) auf 

4 v. H. des Bundesanteils, 

bei der Reichsfluchtsteuer (§ 34 
Abs. 2 des Finanzverwaltungsgeset- 
zes) und bei den Lastenausgleichs- 
abgaben (§ 204 des Lastenausgleichs- 
gesetzes) vom 14. August 1952 — 
Bundesgesetzbl. I S. 446 — ) auf 

4 v. H. des Aufkommens. 

Die danach den Ländern im Rechnungsjahr 
1952 gezahlten Beiträge zu den Steuerverwal- 
tungskosten betragen insgesamt 362 Mio DM. 
Für 1953 werden sie auf 414,5 Mio DM ge- 
schätzt. 


Die veranschlagten Zusdaüsse der Länder für 
ihre gesamte Steuerverwaltung sind nach den 
Fiaushaltsplänen für das Rechnungsjahr 1952 
mit rd. 425 Mio DM ermittelt worden. Unter 
Berücksichtigung der im Laufe des Rechnungs- 
jahres eingetretenen Erhöhung der Verwal- 
tungsausgaben werden die Ist-Beträge — um 
10 v. H. höher — mit 467 Mio DM zu schät- 
zen sein. Für das Rechnungsjahr 1953 werden 
die Zuschüsse durch die weitere Erhöhung 
insbesondere der persönlichen Verwaltungs- 
ausgaben nochmals um schätzungsweise 10 
v. H. auf rd. 514 Mio DM ansteigen. Bei 
einem Vergleich der Zuschußbeträge mit den 
Beiträgen des Bundes ergibt sich, daß der 
Bund für das Rechnungsjahr 1952 rd. 77 v. H. 
und für das Rechnungsjahr 1953 rd. 80 v. H. 
der Zuschüsse für die Steuerverwaltung der 
Länder deckt. Bei Nordrhein-Westfalen ma- 
chen die Beiträge für 1952 mehr als 100 v. H. 
der Reinausgaben für die gesamte Steuerver- 
waltung aus. Im einzelnen wird auf die An- 
lage verwiesen. 

Es ist offenbar, daß die Beiträge des Bundes 
die Kosten, die den Landern durch die Ver- 
waltung der dem Bund zufließenden Steuern 
und Abgaben erwachsen, bei weitem überstei- 
gen. Den tatsächlichen Verhältnissen ent- 
spricht nur eine Beteiligung des Bundes mit 
einem Drittel der gesamten Steuer verwal- 
tungskosten der Länder. Das Verhältnis des 
Aufkommens der Bundes- und der Landes- 
steuern ist kein geeigneter Maßstab für die 
Bemessung der Beiträge. Entscheidend Ist 
vielmehr, inwieweit die Steucrverwaltung 
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der Länder durch die Bundes- und Landes- 
steuern in Anspruch genommen wird. Aus 
der Verwaltung des Bundesanteils an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer erwachsen 
den Ländern keine Mehrkosten. Auch die 
Umsatzsteuer, die Beförderungsteuer, die 
Reichsfluchtsteuer und das Notopfer Berlin 
verursachen im Vergleich mit den Lastenaus- 
gleichsabgaben und den den Ländern zuflie- 
ßenden Steuern nur einen verhältnismäßig 
geringen Verwaltungsaufwand. Es ist daher 
gerechtfertigt, die den Ländern zustehenden 
Beiträge auf 33 1 /3 v. H. der Steuerverwal- 
tungskosten zu begrenzen. 


II. Die Bestimmungen des Gesetzentwurfs 
' im einzelnen 

Zu § 1 

Bei Bemessung der Beiträge des Bundes zu 
den Kosten der Länder für ihre Steuerver- 
waltung mit 33V3 v. H. der Aufwendungen 
ist zugunsten der Länder nicht berücksichtigt, 
daß den Ländern nach § 6 Abs. 1 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes 4 v. H. des Aufkommens 
der Vermögensteuer zur Abgeltung ihrer 
Verwaltungskosten verbleibt. Weiter ist nicht 
berücksichtigt worden, daß ein Teil der Steu- 
erverwaltungskosten der Länder durch die 
Entschädigung, die den Ländern nach § 12 
Abs. 2 des Gesetzes über die Investitionshilfe 
der gewerblichen Wirtschaft vom 7. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 7) zufließt, aufge- 
bracht wird, und daß die Länder die Steuer- 
strafen vereinnahmen. Die tatsächliche Betei- 
ligung des Bundes an den Zuschüssen für die 
Steuerverwaltung der Länder wird daher die 
in dem Gesetzentwurf vorgesehene Begren- 
zung der Beiträge auf 33 Vs v. H. der Steuer- 
verwaltungskosten sogar übersteigen. 

Zu §2 

Den Verwaltungsausgaben der Länder stehen 
Verwaltungseinnahmen gegenüber, die mit 
diesen Ausgaben Zusammenhängen. Diese Ein- 
nahmen sollen aus Vereinfachungsgründen 
zugunsten der Länder unberücksichtigt blei- 
ben, so daß als Steuerverwaltungskosten 
nicht die Reinausgaben, sondern die Rohaus- 
gaben angesetzt sind. Dabei müssen die ein- 
maligen Ausgaben außer Betracht bleiben, 
weil diese Ausgaben in der Regel zu einer 
Vermehrung des Sachvermögens der Länder 
führen. 


Eine Einbeziehung der fortdauernden sächli- 
chen Verwaltungsausgaben für die Steuerab- 
teilung der Finanzministerien (Finanzsenato- 
ren) ist unterblieben. 

Zu § 3 

Die Vorschrift des Absatzes 1 dient dazu, den 
Ländern die Beiträge laufend mit den anfal- 
lenden Ausgaben zukommen zu lassen. Da 
sich im Laufe des Rechnungsjahres die auf 
einen Monat entfallenden Steuerverwaltungs- 
kosten nicht sicher feststellen lassen, muß bei 
der Begrenzung der Vorauszahlungen auf die 
Steuerverwaltungskosten des vorangegange- 
nen Rechnungsjahres zurückgegriffen werden. 
Wollte man die Begrenzung der Vorauszah- 
lungen entsprechend den Vorschriften des § 1 
vornehmen, so müßte als Obergrenze 1/36 
oder 2,8 v. Fi. der Steuerverwaltungskosten 
des vorangegangenen Jahres angesetzt wer- 
den. Zur Berücksichtigung einer etwaigen Er- 
höhung der Steuerverwaltungskosten ist die 
Obergrenze für die Bemessung der Voraus- 
zahlungen des Bundes zugunsten der Länder 
auf 3 v. Fi. der Steuerverw'altungskosten des 
vorangegangenen Rechnungsjahres heraufge- 
setzt worden. 

Die Beiträge können endgültig erst festgesetzt 
werden (Absatz 2), nachdem das rechnungs- 
mäßige Ergebnis des Rechnungsjahres vor- 
liegt. Fiierdurch werden die Länder nicht be- 
nachteiligt, da die Vorauszahlungen in der 
Regel die Fiöhe der Beiträge erreichen wer- 
den. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 entspricht dem 
für die Haushaltsführung der öffentlichen 
Gebietskörperschaften maßgebenden Brutto- 
prinzip (§ 7 der Reichshaushaltsordnung). 

Die Vollziehbarkeit des Gesetzes ist nur dann 
gewährleistet, wenn die Länder verpflichtet 
sind, dem Bund die zur Durchführung des 
Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu ertei- 
len. Das soll durch die Vorschrift des Absat- 
zes 4 sichergestellt werden. 

Zu § 4 

Die Einbeziehung des Landes Berlin ergibt 
sich aus § 1 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Zu § 5 

Um dem Gesetz rückwirkende Kraft zu neh- 
men, soll das Gesetz erst auf die Beiträge an- 
gewandt werden, die auf die Zeit nach dem 
30. Juni 1953 entfallen. 
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Anlage zur Begründung 


Voraussichtliche Verwaltungskostenbeiträge des Bundes an die Länder im Rechnungsjahr 1952 

- Beträge in 1000 DM - 


Bundes- 



Nordrh.- 

Westf. 

Bayern 

Lindau 

Nied er - 
Sachsen 

Baden- 

Vftirttbg. 

Hessen 

Rheinl.- 

Pfalz 

Schlesw.- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

Berlin 

gebiet 

(mit 

Berlin) 

1. Verwaltungs- 
kostenbeiträge 













a) Umsatzsteuer 

56.131,5 

23.139,4 

254,3 

16.109,3 

22.601,3 

13.753,2 

7.332,5 

4.847,8 

7.762,7 

2.289,9 

5.353,9 

159.575,8 

b) Beförderung- 
steuer 

4.294,2 

354,3 

2,2 

281,4 

347,8 

189,2 

128,0 

116,6 

108,2 

46,0 

99,7 

5.967,6 

c) Bundesanteil an 
der Einkommen- 
und Körperschafl- 
steuer 

55.390,1 

23.243,1 

139,6 

15.391,6 

24.095,6 

15.285,2 

7.055,7 

4.331,8 

4.258,9 

2.462,6 

5.278,6 

156.932,8 

d) Lastenausgleichs- 
abgaben 

12.984,6 

6.497,7 

(432,3) i) 

4.803,6 
(37.527,5) i) 

5.578,3 

3.269,9 

1.545,2 

1.743,1 

1.961,2 
(17.790,7) i) 

614,7 

515,4 

39.513,7 
(366.667,4) l) 

e) insgesamt 2 ) 

128.800,4 

53.234,5 

396,1 

36.585,9 

52.623,0 

32.497,5 

16.061,4 

11.039,3 

14.091,0 

5.413,2 

11.247,6 

361.989,9 

2 . Steuerverwaltungs- 
kosten 3 ) 

128.568,7 

65.480,1 

760,5 

46.605,7 

59.734,1 

45.957,8 

25.986,4 

18.414,4 

30.222,9 

8.684,6 

37.093,1 

467.508,3 

3. Ziffer 1 e in v. H. 
von Ziffer 2 

100,18 

81,30 

(56,84) 1) 
52,08 

(80,52) i) 
78,50 

88,10 

70,71 

61,81 

59,95 

(58,86) >) 
46,62 

62,33 

30,32 

(78,43) ') 
77,43 


*) Zahl in Klammer = Beitrag ohne Berücksichtigung der im Inanspruchnahmegesetz 1952 vom 25. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 398) enthaltenen Garantiebestimmungen. 

2 ) Die Beiträge für die Verwaltung der Reichsfluchtsteuer sind außer Ansatz geblieben, weil sie finanziell nicht ins Gewicht fallen. 

3 ) Voraussichtliche Ist-Beträge. 


Anlage B 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 3. Juli 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 12. Juni 1953 - 6 - 52000 - 1422/ 
53 - beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 112. 
Sitzung am 3. Juli 1953 gemäß Art. 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, den 

Entwurf eines Gesetzes über die Beiträge des 
Bundes zu den Steuerverwaltungskosten der 

Länder 

mit folgender Begründung abzulehnen: 

Die Beiträge des Bundes zu den Verwaltungskosten der Länder 
sollten in der bisherigen Form mindestens bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes nach Art. 107 GG beibehalten werden. Im übrigen 
trifft die Behauptung, daß die Beiträge des Bundes die Kosten, 
die den Ländern durch die Verwaltung der dem Bund zufließen- 
den Steuern und Abgaben erwachsen, bei weitem übersteigen, 
nicht zu. Es ist weder das Verhältnis der bei den Finanzämtern 
aufkommenden Bundes- und Landessteuern berücksichtigt, noch 
ist der Katalog der Steuervervaltungskosten in § 2 vollständig. 
So fehlt z. B. der große Block der Versorgungslasten. 

Im übrigen ist der Bundesrat der Ansicht, daß der Gesetzentwurf 
gemäß Art. 84 Abs. 1 und Art. 108 in Verbindung mit Art. 78 des 
Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


In Vertretung 

Reuter 
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Anlage C 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zur Ablehnung des Entwurfs eines Gesetzes über die Beiträge des Bundes zu den 
Steuerverwaltungskosten der Länder durch den Bundesrat 


i. Der Bundesrat lehnt den Gesetzentwurf ab 

a) weil die geltende Regelung bis zum In- 
krafttreten des Gesetzes nach Art. 107 
GG beibehalten werden sollte, 

b) weil es nicht zu treffe, daß die Beitrage 
des Bundes die Kosten, die den Ländern 
durch die Verwaltung der dem Bunde 
zufließenden Steuern und Abgaben er- 
wachsen, bei weitem übersteigen, 

c) weil das Verhältnis der bei den Finanz- 
ämtern aufkommenden Bundes- und 
Landessteuern nicht berücksichtigt sei, 

d) weil der Katalog der Steuerverwaltungs- 
kosten im § 2 des Gesetzentwurfs un- 
vollständig sei; es fehle z. B. der große 
Block der Versorgungslasten. 

Hierzu nimmt die Bundesregierung wie folgt 
Stellung: 

Zu a) 

Es ist vom Bundesrat kein Grund genannt 
worden, weshalb die im Laufe der letzten 
Jahre als sachlich unhaltbar erwiesene und 
daher änderungsbedürftige Regelung so lange 
beibehalten werden soll, bis das Gesetz über 
die Neuverteilung der Steuern verabschiedet 
sein wird. Die sachliche Unrichtigkeit der der- 
zeitigen Regelung rechtfertigt schon die vor- 
geschlagene Änderung, zumal eine solche Än- 
derung zu Einsparungen führen wird, die 
zum Ausgleich des Bundeshaushalts erforder- 
lich sind. Zum Beweis für die Unrichtigkeit 
der derzeitigen Regelung sei noch auf folgen- 
des hingewiesen: 

Das jährliche Aufkommen der Steuern, für 
die der Bund Verwaltungskostenbeiträge zu 
zahlen hat, ist im Rechnungsjahr 1952 gegen- 
über 1951 wesentlich gestiegen; es wird im 
Rechnungsjahr 1953 weiter steigen. 


Bei der Umsatzsteuer ist das höhere Aufkom- 
men zum großen Teil auf die Änderung des 
Steuersatzes zurückzuführen. Die Beteiligung 
des Bundes an der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer ist von 27 v. H. im Rech- 
nungsjahr 1951 auf 38 v. H. im Rechnungs- 
jahr 1953 gestiegen. Beide Umstande (höheres 
Aufkommen und höhere Beteiligung des 
Bundes) führen nach der jetzigen Regelung 
ohne weiteres zu einer Steigerung der Ver- 
waltungskostenbeiträge; sie erfordern aber 
keinen höheren Arbeitsaufwand und damit 
auch keine Mehrausgaben für die Verwaltung 
der dem Bund zufließenden Steuern. Es ist 
zwar nicht zu verkennen, daß auch die Steu- 
erver waltu ngskosten seit 1951 gestiegen sind. 
Die Vcrwaltungskosten haben sich aber bei 
weitem nicht in dem Maße erhöht, wie die 
Steuerverwaltungskostenbeiträge des Bundes 
gestiegen sind. Die Erhöhung der Kosten der 
Steuerverwaltung beruht auch auf Gründen, 
die bei allen Verwaltungszweigen bestehen. 
Bleibt die derzeitige Regelung bestehen und 
steigen die dem Bund zufließenden Steuern 
weiter an, so muß diese Regelung dazu füh- 
ren, daß die Beiträge des Bundes bei einigen 
Ländern die Höhe der gesamten Verwal- 
tungskosten für Bundes- und Ländersteuern 
erreichen, wenn nicht übersteigen. 

Zu b) 

Bei der Prüfung der Frage, in welchem Um- 
fang die Beiträge des Bundes die Kosten über- 
steigen, die den Ländern durch die Verwal- 
tung der dem Bund zufließenden Steuern und 
Abgaben entstehen, ist davon auszugehen, 
daß diese Kosten ein Drittel der gesamten 
Steuerverwaltungskosten ausmachen (vgl. 
hierzu die Ausführungen zu c). Wie sich aus 
der Begründung des Gesetzentwurfs ergibt, 
ist die Bundesregierung bei der Schätzung der 
Kosten, die den Ländern durch die Verwal- 
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tung der dem Bund zufließenden Steuern 
und Abgaben erwachsen, von den Haushalts- 
plänen der Länder für das Rechnungsjahr 
1952 ausgegangen und unter Berücksichtigung 
der inzwischen eingetretenen Erhöhung der 
Verwaltungsausgaben zu dem Ergebnis ge- 
langt, daß mit den Beiträgen des Bundes im 
Rechnungsjahr 1953 schätzungsweise durch- 
schnittlich 80 v. H. der gesamten Steuerver- 
waltungskosten der Länder gedeckt werden. 
Die der Gesetzesbegründung beigefügte Auf- 
stellung über das Verhältnis der Verwaltungs- 
kostenbeiträge des Bundes zu den Steuerver- 
waltungskosten der Länder sollte zunächst 
nur eine Vorstellung über die hier in Betracht 
kommenden Größenordnungen vermitteln. 
Inzwischen haben die Länder die tatsächlichen 
Steuerverwaltungskosten für das Rechnungs- 
jahr 1952 ermittelt. Sie umfassen auch die 
Versorgungsausgaben (vgl. die Ausführungen 
zu d). Werden die tatsächlichen Steuerver- 
waltungskosten des Rechnungsjahres 1952 
den vom Bund im Rechnungsjahr 1952 ge- 
zahlten Verwaltungskostenbeiträgen gegen- 
übergestellt (Anlage 1), so ergibt sich, daß 
diese im Durchschnitt aller Länder 63,3 v. H. 
der Steuerverwaltungskosten decken. Die jet- 
zige Regelung erweist sich aber auch insoweit 
als ungerecht, als sie die steuerstarken Länder 
gegenüber den schwächeren Ländern begün- 
stigt. Der Anteil des vom Bund gezahlten 
Beitrages zu den Verwaltungskosten beträgt 
z. B. bei dem Land Nordrhein- Westfalen 89 
v. H., bei den Ländern Schleswig-Holstein 
und Berlin dagegen nur 48,4 v. H. und 30,2 
v. H. 

Für das Rechnungsjahr 1953 schätzen die 
Länder die Verwaltungskosten um 24,17 v. H. 
höher als für das Rechnungsjahr 1952. Wer- 
den die so geschätzten Verwaltungskosten 
mit den Beiträgen verglichen, die der Bund 
nach der derzeitigen Regelung zu zahlen 
hätte, so ergibt sich, daß der Bund im Durch- 
schnitt 59,7 v. H. der Verwaltungskosten der 
Länder tragen würde (Anlage 2). Der Vom- 
hundertsatz schwankt zwischen 75 v. H. bei 
Nordrhein-Westfalen und 34,1 v. H. bei Ber- 
lin. Die von 'den Ländern vorgenommene 
Schätzung der Verwaltungskosten mit einer 
Steigerung von 24,17 v. H. gegenüber 1952 
ist aber offensichtlich überhöht. Für die Per- 
sonalausgaben, die den größten Teil der Ver- 
waltungskosten ausmachen, kann — selbst 
bei Berücksichtigung von Stellenvermehrun- 
gen und Stellenhebungen — höchstens eine 
Steigerung von 15 v. H. in Betracht kommen. 


Wenn diese Steigerung von 15 v. H. der 
Schätzung der gesamten Verwaltungskosten 
zugrunde gelegt wird, so dürfte das Schät- 
zungsergebnis der Wirklichkeit nahe kom- 
men. Die Beiträge des Bundes, berechnet nach 
der derzeit geltenden Regelung, würden dann 
im Durchschnitt 64,4 v. H., bei allen Ländern 
mehr als 33 1 /3 v. H. der Verwaltungskosten 
betragen (Anlage 3). 

Zu c) 

In der Begründung zum Gesetzentwurf (letz- 
ter Absatz des Allgemeinen Teils) ist darge- 
legt worden, daß das Verhältnis der bei den 
Finanzämtern aufkommenden Bundes- und 
Landessteuern nicht als Maßstab für die Be- 
messung der vom Bund zu zahlenden Ver- 
waltungskostenbeiträge geeignet ist. Es kann 
nur darauf ankommen, in welchem Umfang 
die Steuerverwaltung der Lander durch die 
Verwaltung der dem Bund zufließenden Steu- 
ern und Abgaben in Anspruch genommen 
wird. Der Bundesrat hat die dem Gesetzent- 
wurf zugrunde liegende Auffassung, daß dies 
nur zu einem Drittel der Fall sei, zwar ab- 
gelehnt, seine Ablehnung aber nicht näher be- 
gründet. 

Zu d) 

Es mag zweifelhaft sein, ob nicht schon nach 
der jetzigen Fassung des § 2 des Entwurfs die 
Versorgungslasten in die Steuerverwaltungs- 
kosten einbezogen sind. Sie einzubeziehen 
war jedenfalls von Anfang an beabsichtigt. 
In der der Gesetzesbegründung beigefügten 
Aufstellung über die Steuerverwaltungsko- 
sten sind die Versorgungslasten auch insoweit 
enthalten, als sie sich aus den Haushaltsplä- 
nen der Länder ermitteln ließen. Um jeden 
rechtlichen Zweifel auszuschließen, wird vor- 
geschlagen, dem § 2 des Entwurfs folgenden 
Satz hinzuzufügen: 

„Zu den Steuerverwaltungskosten ge- 
hören auch die Versorgungsausgaben.“ 

Eine Notwendigkeit zu einer weiteren Er- 
gänzung des Katalogs im § 2 ist auch aus den 
Ausführungen des Bundesrates nicht ersicht- 
lich. 

2. Der vom Bundesrat vertretenen Auffassung 
über die Zustimmungsbedürftigkeit des Ge- 
setzentwurfs vermag sich die Bundesregierung 
nicht anzuschließen. Mit dem Gesetz ist weder 
eine der Zustimmung bedürftige Änderung 
der im Zweiten Teil des Gesetzes zur Ände- 
rung steuerlicher Vorschriften und zur Si- 
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cherung der Haushaltsführung vom 24. Juni 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 413) enthaltenen 
Regelung des vertikalen Finanzausgleichs 
(Art. 106 Abs. 3 GG) für das Rechnungsjahr 
1953 beabsichtigt, noch sollen zustimmungs- 
bedürftige Normen des Finanzverwaltungs- 
gesetzes, des Zweiten Uberleitungsgesetzes 
oder des Lastenausgleichsgesetzes geändert 
werden. 

In dem Gesetzentwurf eine Änderung des ver- 
tikalen Finanzausgleichs im Sinne des Art. 
106 Abs. 3GGzu erblicken, wäre schon formal 
nicht zutreffend, weil der Bundesanteil an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer unbe- 
rührt bleibt. Im übrigen ist darauf hinzuwei- 
sen, daß auch bisher zahlreiche Tatbestände, 
die das finanzielle Verhältnis zwischen dem 
Bund und den Ländern betreffen und einer ge- 
setzlichen Regelung bedurften, nicht auf dem 
Wege der Bundesbeteiligung an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer, sondern unab- 
hängig davon geregelt sind. Schließlich läßt 
die Zielsetzung des Gesetzentwurfs — Min- 


derung der Ausgaben des Bundes — den we- 
senhaften Unterschied gegenüber der Inan- 
spruchnahme der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer durch den Bund — Erhöhung 
der Einnahmen des Bundes — erkennen. 

Der Bundesrat hat zwar bisher die These ver- 
treten, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes in jedem Falle wieder der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürfe, auch wenn 
lediglich Normen abgeändert werden sollen, 
die als solche die Zustimmung nicht erforder- 
ten. Die Bundesregierung kann dieser, nach 
ihrer Meinung zu formalen Betrachtungsweise 
nicht zustimmen. Das Finanzverwaltungsge- 
setz, das Zweite Uberleitungsgesetz und das 
Lastenausgleichsgesetz haben ihre Zustim- 
mungsbedürftigkeit nicht v/egen der Vor- 
schriften erlangt, die nunmehr geändert wer- 
den sollen; die Zustimmungsbedürftigkeit be- 
ruhte vielmehr auf anderen Normen dieser 
Gesetze. Der vorliegende Gesetzentwurf be- 
darf daher nach Ansicht der Bundesregierung 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 
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Anlage 1 

zur Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Verwaltungskostenbeiträge des Bundes im Rechnungsjahr 1952 
- Beträge in 1000 DM - 


Nordrh.- 

Westf. 


Bayern 

(einschl. 

Lindau) 


Baden- 

Württbg. 


Nieder- 

sachsen 


Hessen 


Bundes- 

Rheinl— Sdrlesw.- Hamburg Bremen gebiet 

Pfalz Holstein (ohne 

Berlin) 


Bundes- 

Berlin 8 ebiet 
(mit 

Berlin) 


1. Verwaltungskosten- 
beiträge nach den 
Abrechnungen der 


LHK (SHK) und OFK 

112.177 

47.117 

47.119 

31.777 

28.164 

14.527 

9.286 

12.130 

4.799 

307.096 

11.175 

318.272') 

Beiträge für die 
Verwaltung der 
Lastenausgleichs - 
abgaben 

12.963 

7.005 

5.780 

4.986 

3.193 

1.654 

1.841 

1.981 

615 

40.018 

515 

40.533 

Verwaltungs- 
kostenbeiträge 
insgesamt 

125.140 

54.122 

52.899 

36.763 

31.357 

16.181 

11.127 

14.111 

5.414 

347.114 

11.690 

358.805') 

Fortdauernde 
Steuerverwaltungs- 
kosten (nach 

Angaben der 

Länder) 

140.611 

101.454 

70.600 

66.220 

54.993 

32.779 

22.997 

28.735 

9.410 

527.799 

38.686 

566.485 

Ziffer 3 in v. H. 
von Ziffer 4 . . . . 

89,0 

53,35 

74,93 

55,52 

57,02 

49,36 

48,38 

49,11 

57,53 

65,77 

30,22 

63,34 


[ ) Differenz durch Runden der Zahlen 



Anlage 2 

zur Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Verwaltungskostenbeiträge des Bundes im Rechnungsjahr 1953 

(nach bisheriger Regelung) 

- Beträge in 1000 DM - 




Nordrh.- 

Westf. 

Bayern 

(einschl. 

Lindau) 

Baden- 

Württbg. 

Nieder- 

sachsen 

Hessen 

Rheinl.- 

Pfalz 

Scblesw.- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

Bundes- 

gebiet 

(ohne 

Berlin) 

Berlin 

Bundes- 

gebiet 

(mit 

Berlin) 

1. 

Umsatzsteuer 
a) Aufkommen .... 

3.117.700 

1.301.900 

1.259.100 

890.800 

762.300 

411.000 

265.500 

428.200 

128.500 

8.565.000 

285.000 

8.850.000 


b) Verwakungsk osten- 
beitrag (2 v. H.) . . 

62.354 

26.038 

25.182 

17.816 

15.246 

8.220 

5.310 

8.564 

2.570 

171.300 

5.700 

177.000 

2. 

Beförderungsteuer 
a) Aufkommen (ohne 
Bundesbahn u. -post) 

39.000 

20.400 

19.900 

16.000 

10.800 

7.400 

6.700 

6.200 

2.600 

129.000 

6.000 

135.000 


b) Verwaltungskosten- 
beitrag (2 v. H.) . . 

780 

408 

398 

320 

216 

148 

134 

124 

52 

2.580 

120 

2.700 

3. 

Einkommen- und 
Körperschaftsteuer 
a) Aufkommen .... 

3.745.500 

1.589.300 

1.637.700 

1.105.700 

1.042.500 

476.800 

292.900 

535.700 

168.900 

10.595.000 

400.000 

p 

VO 

'O 

vT 

ö 

o 

o 


b) Bundesanteil (38 v.H.) 

1.423.290 

603.934 

622.326 

420.166 

396.150 

181.184 

111.302 

203.566 

64.182 

4026.100 

152.000 

4.178.100 


c) Verwaltungskosten- 
beitrag (4 v. H. von b) 

56.932 

24.156 

24.892 

16.808 

15.848 

7.248 

4.452 

8.140 

2.568 

161.044 

6.080 

167.124 

4. 

Lastenausgleichs- 

abgaben 

a) Aufkommen aus 
aa) Vermögensabgabe 

478.600 

222.300 

216.700 

157.700 

1 10.300 

59.200 

50.400 

51.200 

17.600 

1 .364.000 

36.000 

1.400.000 


bb) Hypotheken- 
gewinnabgabe . . 

96.800 

55.300 

25.900 

43.900 

29.700 

8.800 

22.600 

25.300 

6.700 

315.000 

35.000 

350.000 


cc) Kreditgewinn- 
abgabe .... 

35.500 

8.500 

7.000 

5.100 

3.000 

1.500 

1.000 

5.900 

2.500 

70.000 

3.000 

73.000 


Summe aa) bis cc) . . 

610.900 

286.100 

249.600 

206.700 

143.000 

69.500 

74.000 

82.400 ■ 

26.800 

1.749.000 

74.000 

1.823.000 


b) Verwaltungskosten- 
beitrag (4 v. H.) . . 

24.436 

11.444 

9.984 

8.268 

5.720 

2.780 

2.960 

3.296 

1.072 

69.960 

2.960 

72.920 

5. 

V erwaltungskosten- 
beiträge insgesamt . . 

144.502 

62.046 

60.456 

43.212 

37.030 

18.396 

12.856 

20.124 

6.262 

404.884 

14.860 

419.744 

6. 

Steuerverwaltungskosten 
(nach An gaben der Länder) 

192.650 

121.988 

92.210 

78.739 

62.516 

37.409 

26.602 

37.282 

10.560 

659.956 

43.555 

703.511 

7. 

Ziffer 5 in v.H. von Ziffer 6 

75,01 

50,86 

65,56 

54,88 

59,23 

49,18 

48,33 

53,98 

59,30 

61,44 

34,12 

59,66 



Anlage 3 

zur Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Verwaltungskostenbeiträge des Bundes im Rechnungsjahr 1953 
unter Zugrundelegung einer Verwaltungskostenerhöhung 
von 15 v. H. gegenüber dem Vorjahr (nach bisheriger Regelung) 

- Beträge in 1000 DM - 


Nordrh.- 

Westf. 


Bayern 

(einschl. 

Lindau) 


Baden- 

Württbg. 


Nieder- 

sachsen 


Hessen 


Rhein! .- Schlesw.- 

Pfalz Holstein 


Hamburg 


Bremen 


Bundes- Bundes- 

f L biet Berlin geb ! et 
(ohne (mit 

Berlin) Berlin) 


1 . Steuerverwaltungskosten 
im Rechnungsjahr 1952 


(Anlage 1 Nr. 4) . . . 

140.611 

101.454 

70.600 

66.220 

54.993 

32.779 

22.997 

28.735 

9.410 

527.799 

38.686 

566.485 

Erhöhung der Steuerver- 
waltungskosten (Ziffer 1) 
um 15 v. H. (Steuer- 
verwaltungskosten 1953) 

161.703 

116.672 

81.190 

76.153 

63.242 

37.696 

26.447 

33.045 

10.822 

606.970 

44.489 

651 .459 !) 

Verwaltungskosten- 
beiträge (Anlage 2 Nr. 5) 

144.502 

62.046 

60.456 

43.212 

37.030 

18.396 

12.856 

20.124 

6.262 

404.884 

14.860 

419.744 

Ziffer 3 in v. H. von 
Ziffer 2 

89,36 

53,18 

74,46 

56,74 

58,55 

48.80 

48,61 

60,90 

57,86 

66,71 

33,40 

64,43 


l ) Differenz durch Runden der Zahlen 



